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Wie vor 26 Jahren sind es fundamentale Herausfor-
derungen für die Europäische Union, die Angela 
Merkel und François Hollande dazu bewogen ha-
ben, gemeinsam vor dem Europäischen Parlament 
zu sprechen. Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
Europa massiv getroffen und kritische Fragen auf-
geworfen hinsichtlich der Funktionsfähigkeit der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. 
Vor diesem Hintergrund hatte der Präsident des 
Europäischen Parlaments Martin Schulz bei einem 
gemeinsamen Abendessen im Januar in Strasbourg 
die Idee eines deutsch-französischen Auftritts vor 
dem Europäischen Parlament an die beiden Staats- 
und Regierungschefs herangetragen. Sein Plan 
war, dadurch die anhaltende Debatte um die Zu-
kunft der Eurozone zu kanalisieren und eine 
deutsch-französische Konsensbildung zu beschleu-
nigen. Obwohl die aktuellen Entwicklungen um die 
Flüchtlingskrise den Großteil der Aufmerksamkeit 
der beiden Redner beanspruchten, steht nach wie 
vor auch eine Reform der Governance der Eurozo-
ne auf der Tagesordnung und eine deutsch-franzö-
sische Standortbestimmung erscheint sinnvoll. 

Fortsetzung auf Seite 2

Ein gemeinsamer Auftritt mit 
großer Symbolkraft – aber kei-

ne gemeinsamen Vorschläge zur Zukunft Europas. 
Auf diese Formel könnte man die Reden François 
Hollandes und Angela Merkels vor dem Euro-
päischen Parlament (EP) am 7. Oktober zusam-
menfassen. Auch wenn es keine konkreten Ankün-
digungen gab, so zeigte der Auftritt, dass die bei-
den Politiker sich in einer historischen Perspektive 
positionieren.
Schon vor 26 Jahren traten ein französischer Präsi-
dent, François Mitterrand, und ein deutscher Bun-
deskanzler, Helmut Kohl, gemeinsam vor das Euro-
päische Parlament, um in einem Moment ge-
schichtlicher Herausforderungen für die Euro-
päische Union das gemeinsam Erreichte zu vertei-
digen und sich zur gemeinsamen Zukunft zu beken-
nen. Konkret ging es damals um die Integration ei-
nes wiedervereinigten Deutschlands, die Einfüh-
rung einer gemeinsamen Währung und eine mögli-
che Erweiterung der Europäischen Union. Daneben 
ging es aber auch damals in einem Moment des 
Zweifels an der Stabilität der bilateralen Beziehung 
um die Bestätigung des deutsch-französischen 
Sonderverhältnisses. Die deutsche Wiedervereini-
gung wirkte damals als Katalysator, der dazu bei-
trug, die vielschichtige Krise der damaligen EWG zu 
überwinden und 1992 die Europäische Union (EU) 
mit dem Kernstück der gemeinsamen Wirtschafts- 
und Währungsunion zu begründen. 

dfi analyse

(v.li.n.re.) Angela Merkel und François Hollande bei ihrem gemeinsamen Auftritt vor dem Europäischen Par-
lament am 7. Oktober 2015. Quelle: q http://www.elysee.fr

Reformen und Reformbedarf

Seit Beginn der Krise wurden zahlreiche Refor-
men auf europäischer Ebene angestoßen und in 
Teilen auch schon umgesetzt, um den institutio-
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Inwieweit finden Macrons 
Vorschläge breiteren Anklang?  
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nellen Rahmen der Wirtschafts- und Währungs-
union zu verbessern. Anzuführen sind hierbei ins-
besondere drei Reformkomplexe: Erstens die Ban-
kenunion, die die europäischen Banken einer ge-
meinsamen europäischen Aufsicht unterstellt, ei-
nen einheitlichen Abwicklungsmechanismus für 
insolvente Banken beinhaltet und mittelfristig eine 
gemeinsame Einlagensicherung vorsieht. Zwei-
tens die Einführung eines europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM), der kriselnde Staaten 
mit Krediten und anderen Finanzhilfen stützt und 
drittens, eine Reform des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes, um die Mitgliedsstaaten einer stärke-
ren Kontrolle zu unterziehen. Trotzdem setzt sich 
die Einsicht durch, dass die bisherigen Reformen 
nur ein erster, wenn auch wichtiger Schritt waren 
und weitere, tiefer gehende Reformen folgen müs-
sen. Dabei zeichnet sich zunehmend ab, dass die 
Entwicklung einer nachhaltigen europäischen Wirt-
schaftsordnung grundsätzliche Fragen hinsichtlich 
der Tiefe des europäischen Integrationsprozesses 
und den Voraussetzungen hierfür aufwirft.

Macrons Vorschläge

Besonders weitreichende Reformvorschläge hat 
der französische Wirtschaftsminister Emmanuel 
Macron kürzlich in einem Interview mit der Süd-
deutschen Zeitung skizziert. Ende August sprach 
er dort von einer Neugründung Europas mit stär-
ker solidarischen Zügen. Institutionell beruht 
sein Entwurf auf einer Art europäischen Wirt-
schaftsregierung für die Eurozone. Diese würde 
über ein eigenes Budget verfügen, um makro-
ökonomische Schocks wie die Schuldenkrise ab-
zumildern und Eurostaaten mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu entlasten. Mit diesem Budget 
könnten auch Reformen unterstützt werden, die 
ein weiteres Auseinanderdriften der Mitglieds-
staaten der Eurozone verhindern. Im Kern geht 
es also darum, auf europäischer Ebene gemein-
schaftliche politische Handlungsfähigkeit zu ge-

winnen. Hierfür müssten die Mitgliedsstaaten ei-
nen Teil ihrer Steuereinnahmen an Europa wei-
terleiten. Ein Eurozonenparlament, zusammen-
gesetzt aus den Europaparlamentariern der 
Eurozone, würde die Wirtschaftsregierung 
kontrollieren. Nur auf diese Weise, so Macron, 
könne verhindert werden, dass die heutige 
Generation zu „Europas Totengräber“ werde. 

Wie sind Macrons Vorschläge einzuschätzen? 
Ein Element, das Macron besonders hervorhebt, 
ist, dass Europa mehr Solidarität über national-
staatliche Grenzen hinweg brauche. Damit 
spricht er einen Punkt an, auf den Ökonomen im 

Grundsätzlich werden Macrons Vorschläge nach 
mehr europäischer Integration von deutscher 
Seite begrüßt und als längerfristige Zielvorstel-
lungen auch als richtig anerkannt. Finanzminis-
ter Schäuble hatte bereits 1994 für ein „Kern-
europa“ mit verstärkter Zusammenarbeit plä-
diert. Zuletzt hatte er vor drei Jahren die Idee ei-
nes föderalen Kerneuropas mit eigenem Budget 
und einem Euro-Gruppen-Parlament ins Spiel ge-
bracht. An sich ist die Idee einer Wirtschaftsre-
gierung mit gemeinsamen Budget sowie einer 
gemeinsamen demokratischen Kontrolle durch 
ein Euro-Parlament also nicht neu und wurde im-
mer wieder sowohl von deutschen als auch fran-
zösischen Politikern bemüht.
Allerdings gehen deutsche und französische Vor-
stellungen auseinander, was die Details der Aus-
gestaltung betrifft. Im Mittelpunkt steht dabei 
die Frage nach den politischen Befugnissen der 
supranationalen Ebene und ihrer Kontrolle. In 

Zusammenhang mit Wäh-
rungsunionen auf national-
staatlicher Ebene wie den 
USA, Kanada oder der Bun-
desrepublik immer wieder 
hingewiesen haben. Transfers 
zwischen einzelnen Mitglieds-
staaten können ausgleichend 
wirken und tragen dazu bei, 
dass wirtschaftliche Schocks, 
die nur einzelne Bundesstaa-
ten treffen, mit weniger star-
ken Einschnitten überwunden 
werden können. Im Falle des 
Euroraums war bereits vor 
der Krise klar, dass aus wirt-
schaftlicher Sicht große Un-
terschiede zwischen den Eu-
rozonen-Staaten bestehen. 
Vor diesem Hintergrund 
warnten zahlreiche Ökono-
men, dass eine stärkere fis-
kalische Integration notwen-
dig sei, um Schocks abzufan-
gen und die Funktionsfähig-
keit der Eurozone mittelfristig 
zu gewährleisten. 
Dabei gilt es allerdings auch 
zu berücksichtigen, dass es 

bei allen Gemeinsamkeiten auch einen zentralen 
Unterschied zwischen der Eurozone und bundes-
staatlichen Währungsunionen gibt: Die Eurozone 
besteht aus einem Zusammenschluss souverä-
ner Nationalstaaten. Damit stellt sich die Frage, 
inwieweit die Voraussetzungen für innereuro-
päische Solidarität politisch und gesellschaftlich 
überhaupt vorhanden sind. 

Emmanuel Macron fordert weitreichende Reformen für die Eurozone. 
Quelle: q https://www.flickr.com/photos/consulfrancenyc

François 
Mitterrand 

und Helmut 
Kohl waren 

Impulsgeber 
für Europa.

Quelle: Euro-
pean Union 
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Deutschland wird oft darauf verwiesen, dass fi-
nanzielle Unterstützung ohne Gegenleistung 
oder Kontrollmechanismen zu Fehlanreizen füh-
ren kann. Deutsche Politiker und Experten beto-
nen deshalb immer wieder, dass einer weiteren 
Vergemeinschaftung von Ressourcen und Risi-
ken eine stärkere Koordinierung und Harmoni-
sierung von Wirtschafts- und Steuerpolitiken vor-
ausgehen müsse. Und um auch hier nochmal auf 
den Vergleich mit föderalen Staaten zurückzu-
kommen: Auch in den Vereinigten Staaten gilt 
für die Bundesstaaten untereinander das Nicht-
Beistandsprinzip (No-Bailout). Das bedeutet, 
dass einzelne Bundesstaaten Bankrott gehen 
können und die Bundesstaaten nicht füreinander 
unbegrenzt finanziell einstehen.    
Unterschiedliche Vorstellungen zum euro-
päischen Einigungsprozess in Frankreich und 
Deutschland sind nicht neu und haben auch in 
der Vergangenheit europapolitische Reformde-
batten geprägt. Die Frage ist jedoch, wie der 
Übergang gelingen kann von einer unverbindli-
chen Reformdebatte hin zu einem konkreten po-
litischen Entscheidungsprozess, an dessen Ende 
eine reformierte Europäische Union steht. Jen-
seits politischer Opportunitätsüberlegungen las-
sen sich schematisch drei Handlungsperspekti-
ven unterscheiden.

Reformperspektiven

Erstens die Wiederherstellung des Maastrichter 
Regimes. Diese Option beruht, vereinfacht aus-
gedrückt, auf dem europapolitischen Status quo, 
also der Konstruktion der Währungsunion wie 
sie in den Maastrichter Verträgen vorgesehen 
war. Ziel einer solchen Reformperspektive ist es, 
die Regeln der Währungsunion so zu reformie-
ren, dass ihre ursprüngliche Konzeption wieder 
zum Tragen kommt. Diese beruhte insbesondere 
auf dem Nicht-Beistandsprinzip der Mitglieds-
staaten untereinander sowie einer gegenseitigen 
Kontrolle haushaltspolitischer Entscheidungen 
der Mitgliedsstaaten. In der Eurokrise ist deut-
lich geworden, dass die gegenseitige Kontrolle 
der Mitgliedsstaaten nicht funktionierte. Diese 
müsste stattdessen durch einen unabhängigen, 
übernationalen Akteur gewährleistet werden, 
was es erlauben würde, den Haushalts- und Bud-
getregeln einen stärker bindenden Charakter zu-
zuweisen, als dies in der Vergangenheit der Fall 
war. Eine Insolvenzordnung für Staaten könnte 
darüber hinaus der Nicht-Beistandsklausel Nach-
druck verleihen. Ein solcher Reformansatz wurde 
in Deutschland beispielsweise vom Sachverstän-
digenrat für Wirtschaft, den sogenannten fünf 
Wirtschaftsweisen, vorgeschlagen. 

Zweitens die Reform der Eurozone im Sinne eines 
„föderalen Sprungs“. Im Kern geht es dieser Re-
formperspektive darum, die Krise als politisches 

Moment für einen größeren Integrationsschritt 
zu nutzen. Mittels Vertragsreformen könnten 
deutlich weiter gehende Entscheidungsbefugnis-
se und mehr Ressourcen (bzw. Risiken) auf euro-
päischer Ebene vergemeinschaftet werden. Dies 
würde erlauben, diejenigen politischen Hand-
lungsmöglichkeiten, die national nicht mehr zur 
Verfügung stehen (da vertraglich ausgeschlos-
sen), auf der gemeinschaftlichen, europäischen 
Ebene wieder zurück zu gewinnen: gemein-
schaftliches politisches Handeln (anstelle der 
gemeinsamen Befolgung von im Vorhinein defi-
nierten Regeln) würde so möglich. Wie diese so 
genannte Fiskal- und Sozialunion im Detail aus-
sehen könnte, dazu gibt es unterschiedliche Vor-
stellungen. Derzeit werden als mögliche Be-
standteile unter anderem Fiskaltransfers, Euro-
bonds, eine europäische Schuldenagentur oder 
auch eine europäische Arbeitslosenversicherung 
diskutiert. Allerdings gilt es hierbei auch zu be-
achten, dass ein solch weit reichender Schritt im 
Angesicht einer zunehmend europaskeptischen 
Öffentlichkeit gelingen müsste, die nicht ohne 
Weiteres von weiteren Vergemeinschaftungen 
nationaler Souveränität überzeugt ist.

Drittens eine Politik der kleinen Schritte. Eine sol-
che Reformperspektive schließt mehr Integration 
als in den Maastrichter Verträgen vorgesehen 
nicht grundsätzlich aus. Gleichzeitig werden 
aber zunächst bestehende Regeln konsequent 
angewendet und die bestehenden vertraglichen 
Spielräume in Richtung eines Mehr an Europa 
konsequent genutzt, bevor Vertragsänderungen 
als letzte Möglichkeit in Betracht gezogen wer-
den. Eine derartige Herangehensweise schlug 
beispielsweise ein gemeinsames Reformpapier 
der „5 Präsidenten“ der europäischen Institutio-
nen (Kommission, Rat, Parlament, Euro-Gruppe 
und Zentralbank) im Rahmen eines Drei-Stufen-
Plans im Juni dieses Jahres vor. Bisher wurde das 
Papier allerdings nicht von den Staats- und Re-
gierungschefs in einen verbindlichen Reformka-
lender übergeführt.
Die beiden Reden François Hollandes und Ange-
la Merkels im Europaparlament können als ein 
Bekenntnis zu mehr Europa gelesen werden. An-
gesichts der vielfältigen Hürden und Kompromis-
se und der skizzierten politischen Risiken kann 
nicht überraschen, wenn bislang konkrete 
deutsch-französische Reformvorschläge ausge-
blieben sind. Aber gerade weil sich Hollande und 
Merkel in einer historischen Perspektive positio-
nieren, und weil die öffentliche Meinung in bei-
den Ländern eher skeptisch ist, ist es wichtig, 
dass beide Führungsqualität zeigen und zu einer 
gemeinsamen Vision zur Zukunft Europas fin-
den. Dabei steht die Frage im Raum, wie mit den 
skizzierten Streitpunkten um die Vergemein-
schaftung von Souveränität, die Etablierung poli-
tischer Entscheidungs- und Kontrollmechanis-
men, und die Umverteilung von Wohlstand um-
gegangen wird – und davon wird maßgeblich ab-
hängen, welche der drei genannten Perspektiven 
letztlich gewählt wird.

Eileen Keller q keller@dfi.de
Stefan Seidendorf q seidendorf@dfi.de

Parlamentspräsident Martin Schulz initiierte den gemeinsamen Auftritt im Europäischen Parlament. 
Quelle: q http://www.elysee.fr

Quelle: q https://www.flickr.com/photos/consul-
francenyc
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Nachwuchsjournalisten in Paris: Medien und Politik 
in Zeiten großer Herausforderungen
Was hält eine Gesellschaft im Innersten zu-
sammen? Und wie geht sie mit großen Her-
ausforderungen um? Aus aktuellem Anlass 
standen diese Fragen im Mittelpunkt des 
Seminars für Nachwuchsjournalisten, das 
das Deutsch-Französische Institut (dfi) mit 
der Robert Bosch Stiftung vom 26. Sep-
tember bis 3. Oktober in Paris durchführte. 

Acht junge deutsche Journalisten, von den öf-
fentlich-rechtlichen Sendern (BR, NDR, SWR) 
ebenso wie von den großen Tageszeitungen (Der 
Tagesspiegel, Süddeutsche Zeitung), verstärkt 
um eine junge Journalistin aus Marokko und ei-
nen Journalisten aus Tunesien, gingen acht Tage 
lang in den unterschiedlichsten Konstellationen 
zwei Fragen nach: 

qq Wie ist es um den Zusammenhalt der fran-
zösischen Gesellschaft in Zeiten von Terror-
gefahr und wachsenden religiösen Span-
nungen bestellt? 

qq Und wie stellt sich Frankreich auf die große 
Herausforderung der Klimaerwärmung ein, 
wenige Wochen vor Beginn des Weltklima-
gipfels „COP 21“ in Paris?

Zum ersten Thema standen Diskussionen so-
wohl mit Sicherheitsspezialisten (dem ehemali-
gen Kommandanten des GIGN, der „französi-
schen GSG9“, Frédéric Gallois), als auch Vertre-
tern religiöser Minderheiten (dem Imam von 
Drancy, Hassen Chalghoumi, und Eric Gozlan als 
Repräsentant des Conseil Représentatif des 
Institutions Juives de France CRIF) im Mittel-
punkt. Dass es bei diesen Themen nicht um in-
tellektuelle Selbstbespiegelung geht, wurde der 
Gruppe während der unter Polizeischutz stattfin-
denden Fahrt mit Imam Chalghoumi besonders 

deutlich. Für den Geistlichen ist diese Begleitung 
durch sechs Leibwächter zum Alltag geworden, 
seit er sowohl ins Visier radikaler islamistischer 
Gruppen, als auch rechtsradikaler Extremisten 
geraten ist. Für die Journalisten blieb diese Er-
fahrung hoffentlich einmalig.
Da in Frankreich traditionell der Schule eine be-
sondere Rolle bei der Integration in die Gesell-
schaft zugesprochen wird, und da seit Beginn 
des Schuljahrs als Reaktion auf die Attentate im 
Januar 2015 gegen die Redaktion von Charlie 
Hebdo und einen jüdischen Supermarkt ein neu-
es Schulfach (L’enseignement moral et civique) 
eingeführt worden ist, überzeugten wir uns in 
Diskussionen mit vierzehnjährigen Schülern, der 
Rektorin und den Lehrkräften vor Ort davon, 
dass das französische Modell trotz anhaltender 
Kritik auch immer noch eine integrierende Wir-
kung in einer Gesamtschule entfalten kann, die 
gerade wegen ihres multikulturellen Hinter-

grunds als „ganz normales Collège“ gelten kann. 
Das zweite Thema, die Herausforderung des Kli-
mawandels, wird zwischen Franzosen und Deut-
schen traditionell auch immer als Diskussion für 
oder gegen Atomkraft geführt. Dabei geht es je-
doch auch um eine große gesellschaftliche Her-
ausforderung, die einen weitreichenden Verhal-
tenswandel einer großen Mehrheit der Bürger er-
fordert. Politik und Wirtschaft müssen diesen 
Verhaltenswandel durch die richtigen Anreiz-
strukturen unterstützen und durch innovative Lö-
sungen erleichtern, wie unsere Gesprächspart-
ner einstimmig feststellten: Sowohl die Bürger-
meisterin von Paris, Anne Hidalgo, als auch die 
Unternehmer im innovativen StartUp „New 
Wind“ und der Pressesprecher der wichtigen zi-
vilgesellschaftlichen „Fondation Nicolas Hulot“ 
stimmten in dieser Analyse überein, wobei die 
vorgeschlagenen Lösungen im Detail häufig sehr 
unterschiedlich erschienen.
 
Um sich den aktuellen gesellschaftlichen Her-
ausforderungen annähern zu können, sind 
schließlich nicht zuletzt die durch Medien vermit-
telten und gestalteten öffentlichen Debatten ent-
scheidend. Wie auch in Deutschland, befindet 
sich das Mediensystem in Frankreich in vielfälti-
ger Weise im Umbruch: neue Lesegewohnheiten, 
der Einfluss des Internet und die mediale Rolle 
von Google und anderen großen Konzernen er-
fordern und ermöglichen neue wirtschaftliche 
Modelle, wobei in Frankreich zunehmend zu be-
obachten ist, dass sich Unternehmer mit Aktivi-
täten in „sensiblen“, politiknahen oder von der 
Politik abhängigen Bereichen (Telekom und Inter-
net, Energie und Bauwesen…) renommierte Zei-
tungen und Radio- und Fernsehstationen zulegen 
– mit Konsequenzen, die heute noch nicht ab-
sehbar erscheinen. Entsprechend standen Besu-

Treffen mit der Redaktion von TF1.

Die Gruppe der Nachwuchsjournalisten bei der Fondation Hulot. Quelle: dfi (alle)
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che bei der Frühsendung von Radio rtl, dem 
Marktführer in Frankreich, ebenso auf dem Pro-
gramm, wie eine Diskussion mit der Redaktion 
des nach dem Besitzerwechsel von einem 
Sozialplan betroffenen Nachrichtenmagazins 
L’Express und eine Stippvisite mit Redaktionsbe-
such bei Europas größtem privaten Fernsehsen-
der TF1 an. Ein Gespräch mit einem deutschen 
Korrespondenten in Paris erleichterte den Jour-
nalisten dabei die Einordnung. 
Die so gewonnenen Kontakte wurden ergänzt 
um Treffen mit weiteren Politikern, wie dem Prä-
sidenten der Region Aquitaine, Alain Rousset, 
und der Senatorin des Niederrheins (Elsass), 
Fabienne Keller, die die Pariser Binnensicht um 
wichtige Aspekte bereicherten. 
Alles in allem bleibt nach dieser Woche ein zwie-
spältiges Bild: die Gruppe konnte sich überdeut-
lich von den Spannungen überzeugen, die das 
französische Gesellschaftsmodell derzeit auf ei-
ne harte Probe stellen. Es bleibt abschließend 

aber offen, ob die vorhandenen gesellschaftli-
chen Ressourcen des „französischen Modells“ 
ausreichen, um auf diese Herausforderungen an-
gemessen zu antworten – oder ob gerade im 
spezifischen französischen Modell einige der 
Gründe für Reformstau und fehlende Anpas-
sungsfähigkeit an neue Gegebenheiten zu finden 
sind.
Im Anschluss an das Pariser Seminar werden die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer diese Fragen 
bei Hospitanzen in französischen Redaktionen 
weiter verfolgen und das dfi ist bereits auf das 
nächste gemeinsame Treffen der Gruppe im 
Rahmen des deutsch-französischen Programms 
für junge Journalisten gespannt, das vom dfi und 
der Robert Bosch Stiftung vor Weihnachten 
durchgeführt werden wird und bei dem die ge-
meinsame Diskussion der in Frankreich und 
Deutschland unterschiedlichen Erfahrungen und 
Eindrücke im Mittelpunkt stehen wird. 

Stefan Seidendorf q seidendorf@dfi.de
Anne Hidalgo, Bürgermeisterin von Paris, und 
Stefan Seidendorf, dfi.
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Europapolitiker der baden-württembergischen 
SPD zu Besuch im dfi
Am 16. September besuchten Europapoliti-
ker der Landes-SPD das dfi, um sich über 
die Arbeit des Instituts zu informieren und 
die aktuellen Herausforderungen in Europa 
mit den Mitarbeitern des Instituts zu dis-
kutieren. 

Rita Haller-Haid, Thomas Funk, Hans Heribert 
Blättgen und Europaminister Peter Friedrich 
wurden zunächst über die laufenden deutsch-
französischen und europäischen Projekte des 
dfi informiert. Neben den laufenden Analysen 
der französischen Politik gehören dazu Fragen 
aus den Themenbereichen „Nachhaltigkeit“ 
(im Dezember findet in Paris die Weltklima-
konferenz COP 21 statt), „Weiterentwicklung 
der Eurozone“ (hier hat der französische Wirt-
schaftsminister Macron Vorschläge vorgelegt, 
die es einzuordnen gilt) oder auch die europä-
ische Außenpolitik. Eine neue Aufgabe wird 
sein, für den Bereich der Integration von Mi-
granten Fragestellungen zu definieren, die sei-
tens der Politik zu einer deutsch-franzö-
sischen Perspektive mit neuen Lösungsansät-
zen und politischen Vorschlägen führen kön-
nen.

In der ausführlichen Aussprache war man sich 
einig, dass sowohl die politische Ebene zwi-
schen Deutschland und Frankreich als auch 
die Ebene der gesellschaftlichen Verbin-
dungen gepflegt werden müssen. Es wurde 

vorgeschlagen, sich einmal näher mit der Fra-
ge zu befassen, wie sich die mehr als 400 
deutsch-französischen Städtepartnerschaften 
in Baden-Württemberg in den letzten Jahren 

Frank Baasner, dfi; Clémence Renard, dfi; Dominik Grillmayer, dfi; Rita Haller-Haid, MdL; Thomas Funk, MdL; 
Stefan Seidendorf, dfi; Europaminister Peter Friedrich, MdL; Hans Heribert Blättgen, MdL. Quelle: dfi

entwickelt haben und wie man diese wichtige 
Kooperationsstruktur gezielt fördern kann.

Frank Baasner q baasner@dfi.de

mailto:baasner@dfi.de
mailto:seidendorf@dfi.de
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Jahrestagung der VDFG und der FAFA in Düsseldorf
Die Vereinigung der deutsch-französischen 
Gesellschaften für Europa (VDFG) und ihre 
französische Schwesterorganisation Fédé-
ration des Associations franco-allemandes 
pour l’Europe (FAFA) sind die Dachverbän-
de der deutsch-französischen Vereine, 
Kreise oder Clubs, die eine in der Gesell-
schaft breit aufgestellte Basisstruktur der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit 
bilden. 

Ohne die langjährige Verankerung in diesen 
Strukturen, die neben den Städtepartnerschaf-
ten zu den wichtigsten Pfeilern der zivilgesell-
schaftlichen Zusammenarbeit gehören, könnten 
die deutsch-französischen Beziehungen nicht 
vergleichsweise leicht über politische Krisen und 
Interessenkonflikte hinwegkommen. Angesichts 
dieser unbestrittenen Bedeutung ist es sehr er-
freulich, dass diese Verbandsstrukturen sich in 
den letzten Jahren erheblich professionalisiert 
haben. Ihre Arbeit ist sichtbarer geworden, fin-

det damit mehr mediale Aufmerksamkeit und 
kann so auch leichter für neue Mitglieder in den 
bestehenden Strukturen werben. Symptoma-
tisch für diese neue Dynamik war die Teilnahme 
eines Jugendforums, einer Gruppe junger Men-

„On y va – auf geht’s – let’s go!“
Ausgezeichnete Ideen
Die erste Ausschreibungs-
runde des neuen Pro-
gramms „On y va – auf 
geht’s – let’s go!“  ist abge-
schlossen. 

Schauen Sie sich auf der Web-
site des Programms q  www.
auf-gehts-mitmachen.eu die 
eingereichten Projektideen an 
und entscheiden Sie mit, wel-
che Teams eine Förderung er-
halten. 
Insgesamt unterstützen wir bis zu sechs Teams 
mit einer Förderung von jeweils bis zu 5.000 € 

schen, die allesamt schon in der deutsch-franzö-
sischen Kooperation aktiv und erfahren sind und 
neue Ideen in die Gesellschaften einbringen 
wollen. 
Der 60. Jahreskongress war auch inhaltlich an-
spruchsvoll und behandelte unter dem Motto 
„Ohne Sprache kein Gespräch“ in mehreren Ar-
beitsgruppen unterschiedliche Aspekte der Zu-
sammenarbeit, die mit der Rolle der Sprache in 
der Kommunikation zusammenhängen.
Auf der Abendveranstaltung am 17. September 
hielt dfi-Direktor Frank Baasner den einführen-
den Vortrag zu „Kommerz und Kultur“, an den 
sich eine Diskussion unter Beteiligung von 
Pierre-Yves Le Borgn‘, Joachim Bolz und zwei 
Vertretern des Jugendforums, Floriane Da Silva-
Babinet und Henri Lim, anschloss. Die Moderati-
on hatte Cornelis Canenbley.

Frank Baasner q baasner@dfi.de

Podiumsdiskussion mit Frank Baasner, dfi; Pierre-Yves Le Borgn‘; Cornelis Canenbley; Floriane Da Silva-Babi-
net; Joachim Bolz; Henri Lim. Quelle: VDFG

Das Publikum bei der Podiumsdiskussion. Quelle: VDFG

Quelle: RBSG

bei der Umsetzung ihres Vorhabens. Mehr Infor-
mationen auf der Website des Projekts.
Kontakt: q ideenwettbewerb@dfi.de

Deutsch-Französisches Institut
Asperger Straße 34
D-71634 Ludwigsburg
Tel +49 (0)7141 93 03 0 
Fax +49 (0)7141 93 03 50
q www.dfi.de
q info@dfi.de
Redaktion: Waltraut Kruse
Verantwortlich für den Inhalt: 
Prof. Dr. Frank Baasner
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Podiumsdiskussion im Ludwigsburg Museum 
zu Transkulturalität
Am 22. September 2015 fand im Ludwigs-
burg Museum eine Podiumsdiskussion 
zum Thema „‚Das Fremde in mir‘, oder was 
ist Transkulturalität?“ statt, moderiert von 
Peter Maier-Stein, dem stellvertretenden 
Chefredakteur der Ludwigsburger Kreiszei-
tung. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Flüchtlings-
debatte wurde über Migrationsphänomene im 
Allgemeinen gesprochen, Arten und Phasen von 
Migration dargestellt sowie die Trennschärfe von 
Begriffen wie Multikulturalität, Interkulturalität 
und Transkulturalität durch Dr. Thomas Fliege 
von der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg 
anschaulich erläutert. Die praxisorientierte Seite 
brachte die Leiterin des Mehrgenerationen-
hauses in Ludwigsburg, Katrin Ballandies, in die 
Diskussion mit ein, die von ihren täglichen Erfah-
rungen im Kinder- und Familienzentrum Grün-
bühl-Sonnenberg und aus dem Freundeskreis 
Asyl berichtete. Durch das Programm der Mehr-
generationenhäuser wird eine Plattform für die 
Begegnung von Menschen aller Generationen 
und Nationalitäten geschaffen. Inklusion und 
Teilhabe sind hier gelebte Realität. Das Mehrge-
nerationenhaus ist Teil eines Gesamtkonzepts 
der Stadt Ludwigsburg mit ihrem starken Enga-
gement im Bereich Soziales und Gesellschaft.
Ebenfalls auf dem Podium war der Direktor des 
Deutsch-Französischen Instituts, Frank Baasner, 
der die Gesprächsrunde um den europäischen 
Aspekt erweiterte und darauf hinwies, dass Kul-
turkontakte kein modernes Phänomen sind, son-
dern dass die Durchmischung der Völker in der 
bewegten Geschichte Europas eigentlich die Re-
gel und nicht die Ausnahme war. Menschen un-
terschiedlicher kultureller Herkunft sind nicht 
nur nach Europa immigriert, sondern haben den 
Kontinent im Laufe der Jahrhunderte auch im-
mer wieder zu Tausenden verlassen. Das ge-
schah aus den unterschiedlichsten Gründen, 
durch Hungersnöte, aufgrund religiöser Verfol-
gung oder auch, um anderswo Arbeit zu suchen.
 
Die Europäische Union blickt nunmehr auf einen 
jahrzehntelangen Änderungsprozess zurück. Die 
Integration vor Ort wird in verschiedenen Län-
dern ganz unterschiedlich gehandhabt. In 
Schweden beispielsweise funktioniert Integra-
tion in der Regel gut, weil die neu zugewan-
derten Bürger in die vom Gleichheitsgrundsatz 
geprägte schwedische Gesellschaft von Anfang 
an sehr intensiv einbezogen werden. Blickt man 
nach Italien, so zeigt sich ein zwiespältiges Bild: 
in Sizilien etwa, das schon seit langer Zeit mit 

der Zuwanderung, insbesondere aus Afrika kon-
frontiert ist, werden Neuankömmlinge zu Tau-
senden in leerstehenden Militäranlagen unterge-
bracht. Dies verhindert nicht nur eine rasche In-
tegration in die Gesellschaft, sondern fördert da-
rüber hinaus auch die Kriminalität. Andererseits 
gelingt die Integration in den Städten Siziliens 
immer dann gut, wenn die Migranten in kleinen 
Einheiten Teil der Stadtgesellschaften werden. 
Enklavenbildung lässt sich auch in Frankreich 
feststellen, wo Asylsuchende und Migranten 
häufig in die Banlieues abgeschoben werden. 
Insbesondere in den Pariser Vororten hat dies in 
der Vergangenheit schon zu zahlreichen Aus-
schreitungen geführt. Für Frank Baasner ist es 
wichtiger denn je, die Neubürger von Anfang an 
intensiv in die gesellschaftlichen Strukturen 

miteinzubeziehen. Denn nur so erhalten alle – 
Einheimische und Zuwanderer – die Gelegenheit, 
im Alltag den wertschätzenden Umgang mitei-
nander zu praktizieren.
Die Podiumsdiskussion, an der sich das Publi-
kum sehr lebhaft beteiligte, fand im Rahmen der 
Ausstellung „Fremdgehen? Ludwigsburg trans-
kulturell“ statt, die vom 25. April 2015 bis 
27. September im Ludwigsburg Museum zu se-
hen war. Dabei wurden unter anderem zehn In-
terviews von Ludwigsburger Bürgern mit multi-
kulturellen Wurzeln gezeigt. Sie sprachen über 
die Vielschichtigkeit von Identitäten und über die 
spannende Frage, wie viel Fremdes trage ich in 
mir selbst.

Susanne Gehrig q gehrig@dfi.de

Eileen Keller
Seit September ist Dr. Eileen Keller als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am dfi zuständig für 
den Themenbereich Wirtschaftspolitik. Eileen 
Keller studierte Sozialwissenschaften im Doppel-
studiengang der Universität Stuttgart und 
Sciences Po Bordeaux und promovierte im An-
schluss an der Humboldt-Universität zu Berlin in 
enger Kooperation mit dem Centre MaxPo in Pa-
ris zu Bankenreformen und Unternehmensfinan-
zierung in Frankreich und Deutschland. Danach 
forschte sie für ein Jahr als Postdoktorandin am 
Europäischen Hochschulinstitut in Florenz und 
war Dozentin für europäische Wirtschaftsinte-
gration an der James Madison University.  Eileen Keller

dfi personalia

Frank Baasner, dfi; Katrin Ballandies, Mehrgenerationenhaus Ludwigsburg; Peter Maier-Stein, LKZ; Thomas 
Fliege, Evangelische Hochschule Ludwigsburg. Quelle: dfi 

mailto:gehrig@dfi.de
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Bilingualer Sachfachunterricht: Nachhaltige 
Entwicklung in Frankreich und Deutschland 
Am 14. Oktober wurde die Materialsamm-
lung „Nachhaltige Entwicklung in Frank-
reich und Deutschland“ als frei zugängli-
che Website veröffentlicht. Ihr Ziel ist es, 
den bilingualen Sachfachunterricht in den 
Fächern Geografie, Gemeinschaftskunde 
und Geschichte zu unterstützen.

Deutsche und französische Lehrkräfte, die 
selbst bilingual unterrichten, haben die Materi-
alien ausgewählt, um Vokabelangaben ergänzt 
und Arbeitsvorschläge dazu ausgearbeitet. Das 
dfi und die Arbeitsgemeinschaft der Gymnasien 
mit zweisprachig deutsch-französischem Zug in 
Deutschland (Libingua) haben gemeinsam die 
Arbeit der Lehrer koordiniert. Das dfi hat sich 
um die Klärung der Urheberrechte für die ver-
wendeten Inhalte gekümmert, diese für die Dar-
stellung im Internet aufbereitet, in die Website 
eingearbeitet und den umfangreichen Anhang 
zusammengestellt. 
Die Inhalte wurden dabei sechs Themenbe-
reichen zugeordnet: Am Anfang steht ein Modul 
zur Klärung des Begriffs „Nachhaltigkeit“, dem 
sich eines zu „Erinnerungsorten“ anschließt. Da-
rin wird am Beispiel der Rheinbegradigung im 
19. Jahrhundert gezeigt, welche Spätfolgen 
menschliche Eingriffe in die Natur haben kön-
nen; anhand des Baus der Tramlinie Straßburg-
Kehl in der wilhelminischen Zeit wird dargelegt, 
wie sich Motive und Folgen des Ausbaus des 
ÖPNV damals und heute unterschieden.
Für den Geografie- und Gemeinschaftskundeun-
terricht eignen sich vor allem die Dossiers zu Kli-
mawandel und Klimapolitik, Ökonomie vs. Ökolo-
gie und Energiepolitik. Unter dem Begriff „Le-
bensräume“ wurden Unterlagen zur demogra-
fischen Situation in China, zur Mobilität und zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung zusammenge-
fasst. Dieses Thema wird mittels der Beispiele 
Alzette-Belval an der französisch-luxembur-
gischen Grenze, dem Viertel Haut-du-lièvre in 
Nancy und der Stadt Hoyerswerda in Sachsen 
dargestellt.
Eine umfangreiche Dokumentensammlung wid-
met sich der Energieversorgung der Großregion 
(früher SaarLorLux) und bietet dabei auch Mate-
rial für eine Fallstudie zu dem geplanten Atom-
müllendlager nahe des Dorfes Bure in Lothrin-
gen. Auf einer zusätzlichen Übersichtsseite sind 
außerdem alle Module mit direktem Bezug zu 
den deutsch-französischen Grenzregionen zu-
sammengefasst.
Der Anhang bietet zahlreiche Clips zu Themen-
feldern wie Biolandwirtschaft und -ernährung 
oder Möglichkeiten von Anbietern und Verbrau-
chern, die über das Angebot des Institut national 
de l’audiovisuel (Ina) in die Website eingebunden 

sind. Außerdem finden sich hier frei zugängliche 
Presseartikel, Umfragen zu Umweltbewusstsein, 
Verbraucherverhalten, Klimawandel und Energie-
versorgung sowie Statistiken zur nachhaltigen 
Entwicklung.
Da die Materialsammlung als Website angelegt 
ist, können die Inhalte fortlaufend aktualisiert 
und ergänzt werden, auch die Aufnahme zusätz-
licher Module ist möglich und erwünscht. Vor-
schläge zur Erweiterung des Angebots werden 
gerne aufgenommen.
Finanzielle Unterstützung erhielt das Projekt von 
der Dr. Karl Eisele und Elisabeth Eisele Stiftung 
und dem Goethe-Institut Paris. Das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württem-

berg hat für die Begleitung der inhaltlichen Ar-
beit einen bilingual unterrichtenden Lehrer für 
einige Stunden seines Deputats freigestellt; die 
Akademie Straßburg vermittelte die Mitarbeit 
zweier Kolleginnen, die Geschichte und Geogra-
fie auf Deutsch und Französisch unterrichten. 
Die Landeszentrale für politische Bildung Baden-
Württemberg stellte für die Durchführung der 
beiden Projektworkshops dankenswerterweise 
ihr Tagungszentrum „Haus auf der Alb“ kosten-
los zur Verfügung.
Weitere Informationen: 
q http://nachhaltige-entwicklung-bilingual.eu

Martin Villinger q villinger@dfi.de

Die deutsch-französische Beziehung 
bewahren, Europa stärken
Der permanente Krisenmodus der europä-
ischen Politik der letzten Monate und Jahre 
strapaziert zunehmend die Geschäfts-
grundlagen der europäischen Integration. 

Die Komplexität der „in letzter Sekunde“ zu tref-
fenden Entscheidungen mit ihren langfristigen 
und heute kaum übersehbaren Konsequenzen, 
verbunden mit einer europaweit immer stärkeren 
Politisierung europäischer Themen, ergibt dabei 
ein gefährliches Gemisch. Ein Blick auf die öf-
fentlichen Debatten zeigt, dass die Diskussion 
und Einordnung der zu treffenden Entschei-
dungen immer weniger entlang einer politischen 
Rechts-Links-Konfliktlinie erfolgt und stattdes-
sen nationale Konfliktlinien (Deutschland gegen 
Griechenland, Ungarn gegen Deutschland) in 
den Vordergrund treten. Genau vor einer sol-
chen Entwicklung hatten Experten schon lange 
gewarnt. Um in dieser unübersichtlichen Lage 
die Orientierung zu behalten, sollte sich die Bun-
desregierung, aber auch die öffentliche Debatte, 
einige weiterhin gültige geopolitische Grundkon-
stanten in Erinnerung rufen, die seit Konrad 
Adenauer die außen- und europapolitischen Ent-
scheidungen Deutschlands geleitet haben. 

Stefan Seidendorf: Die deutsch-französische Be-
ziehung bewahren, Europa stärken. Einige Grundla-
gen der deutschen Außenpolitik, Hrsg.: Deutsch-
Französisches Institut: Aktuelle Frankreich Analy-
sen Nummer 30, Oktober 2015, 15 Seiten, 8 Euro 
(zzgl. Versandkosten).

Deutsch-
Französisches 
Institut

Aktuelle Frankreich-Analysen                Nr. 30   September 2015           ISSN 1430-5844

Die deutsch-französische Beziehung 
 bewahren, Europa stärken

Einige Grundlagen der deutschen Außenpolitik

Stefan Seidendorf Das deutsch-französische Sonderverhältnis

Der deutsch-französische Interessenkon ikt ...

... und die deutsch-französische Freundschaft?

Der immer engere Zusammenschluss Europas

Nachhaltiges 
Trocknen der 
Wäsche auf 
der Wäsche-
leine.
Quelle: Altin 
Osmanaj
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MEGA-ALUMNI e.V.

„Dialog mit der Wirtschaft“ am 15. Oktober 2015 in Mannheim     
Jedes Jahr schließen rund 1.500 Doppeldi-
plomierte erfolgreich ihr von der Deutsch-
Französischen Hochschule (DFH) geförder-
tes, integriertes deutsch-französisches 
Studium ab. Der Berufseinstieg ihrer Ab-
solventen und die Partnerschaften mit Un-
ternehmen spielen für die binationale Ein-
richtung eine wichtige Rolle. 

In diesem Zusammenhang organisierte die DFH 
in Kooperation mit den Französischen Außen-
handelsräten in Baden-Württemberg (Conseillers 

du Commerce Extérieur de la France en Allema-
gne – CCEF) und der Firma Hutchinson die Ver-
anstaltung „Dialog mit der Wirtschaft“ am 
15. Oktober 2015 in Mannheim.
Ziel dieser Veranstaltung war es, den Austausch 
zwischen dem DFH-Netzwerk und Unternehmen 
zu fördern. Neben der Netzwerkbildung standen 
Themen wie der Mehrwert binationaler Studien-
gänge, der Berufseinstieg und die Optimierung 
des beruflichen Werdegangs im Mittelpunkt der 
Gespräche. Eine Podiumsdiskussion widmete 
sich dem Thema Erwartungen der Arbeitgeber 

hinsichtlich zukünftiger Mitarbeiter. Im Anschluss 
an die Veranstaltung hatten die Teilnehmer wäh-
rend eines Umtrunks die Möglichkeit, sich in ei-
nem etwas informelleren Rahmen untereinander 
auszutauschen.

Das Programm finden Sie unter folgendem Link: 
q http://www.dfh-ufa.org/de/unternehmen/
dialog-mit-der-wirtschaft-2015/dialog-mit-der-
wirtschaft/

Patricia Rohland, DFH

Deutsch-Französisches Forum „Berlin sur 
Seine – Paris an der Spree“ ist erfolgreich 
gestartet. Berliner Forum bildete Auftakt 
zu fortan jährlich in einer der beiden 
Hauptstädte stattfindenden Veranstaltung.

Der Auftakt der Veranstaltungsreihe „Berlin sur 
Seine – Paris an der Spree“ am 20. Juni war ein 
voller Erfolg: Rund 50 Teilnehmer besuchten das 
erste deutsch-französische Forum im Festsaal 
der Berliner Humboldt Graduate School. Zwei 
Einführungsvorträge und die anschließende 
Podiumsdiskussion standen unter dem Motto 
„Freiheit in Europa – Wie gestalten wir sie in 
Wirtschaft, Kultur und Medien?“. Peter Altmaier, 
Chef des Bundeskanzleramtes, war Schirmherr 
des Forums. Eingeladen zur Veranstaltung hatte 
der Alumniverein des Masterstudienganges 
MEGA.
Zwei Gastredner präsentierten im ersten Teil der 
Veranstaltung ihre Standpunkte zum Freiheits-
begriff in Wirtschaft und Kultur. Stéphane Bee-
melmans, Staatssekretär a.D. im Bundesvertei-
digungsministerium und Geschäftsführer der 
EUTOP GmbH Berlin sprach über die wirtschaft-
liche Freiheit in Europa. Schwerpunkt seiner Re-
de war das Lobbying in Deutschland und Frank-
reich und wie in beiden Ländern Interessen von 
Unternehmen gegenüber der Politik vertreten 
werden. Dabei beschrieb er auch „kulturelle“ 
Faktoren. So spiele für die Deutschen im Ge-
schäftsleben und z.B. bei Verhandlungen auf in-
ternationalem Parkett die Methodenkompetenz 
eine große Rolle, während die Franzosen hier 
auf die Beziehungsebene setzten mit dem dazu 
gehörenden „Netzwerk“.
Anschließend ging Emmanuel Suard, Bot-
schaftsrat und Leiter der Kulturabteilung der 
französischen Botschaft in Deutschland und 
Direktor des Institut Français Deutschland, in 
seinem Vortrag auf die Sprachenvielfalt in Euro-
pa und die damit verbundene kulturelle Freiheit 
ein. So wies er darauf hin, dass Deutsch und 
Französisch noch vor dem Englischen die mei-

sten Muttersprachler in Europa hätten. Im Zeital-
ter von großer Mobilität spielten Sprachkenntnis-
se zudem eine besonders wichtige Rolle. Suard 
ging darüber hinaus auf die Chancen ein, die die 
digitale Medienwelt biete. Kulturelle Inhalte 
könnten heutzutage auf digitalem Wege leichter 
und kostengünstiger verbreitet werden. Die Digi-
talisierung führe daher auch zu einer Internatio-
nalisierung des Kulturaustausches, so Suard.
Im Anschluss an die Vorträge der Gastredner 
hatten die Teilnehmer im Rahmen einer längeren 
Kaffeepause die Möglichkeit, untereinander Kon-
takte zu knüpfen und sich auszutauschen. Die 
darauf folgende Podiumsdiskussion zur Frage 
„Im Jahr 1 nach Charlie Hebdo – steht die Frei-
heit der Medien auf dem Spiel?“ bildete den 
zweiten Teil der Veranstaltung. Neben Emmanu-
el Suard sprachen Ulrike Guérot, Politikwissen-
schaftlerin und Direktorin des „European Demo-
cracy Labs“ an der European School of Gover-
nance sowie Elias Hauck, Karikaturist und 
Comiczeichner für das Satiremagazin Titanic und 
die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung. Die 
Diskutanten debattierten über die Chancen qua-
litativ hochwertiger Berichterstattung im Zeital-
ter der digitalen Medien, die mögliche Selbst-
zensur der Presse angesichts terroristischer 
Drohungen sowie über die Rolle der Satire im 
Journalismus. Elias Hauck präsentierte zum 
Abschluss der Diskussion einige seiner in den 
Printmedien veröffentlichten Karikaturen.
Die nächste Veranstaltung der Reihe „Berlin 
sur Seine – Paris an der Spree“ ist für den 

23. Juni 2016 in Paris geplant. Das Thema wird 
voraussichtlich „Integration in Europa“ sein. 
Weitere Informationen zum nächsten Forum wird 
der Alumniverein des MEGA rechtzeitig auf sei-
ner Website q http://www.mega-alumni.eu ver-
öffentlichen.

Frederik Stiefenhofer  q fre_st@hotmail.com

20. Oktober
Mitgliederversammlung und Vortrag von 
Europaminister Peter Friedrich.

1. November – 11. November
Kompaktseminar für tunesische Studieren-
de am dfi im Rahmen des DAAD-Pro-
gramms „Transformation 2015“, Ludwigs-
burg.

17. November
Buchvorstellung „Strategien nachhaltiger 
Stadtentwicklung in Deutschland und 
Frankreich“, gemeinsam mit der Wüstenrot 
Stiftung, Bordeaux.

2. Dezember – 6. Dezember
Seminar für Nachwuchsjournalisten aus 
Deutschland, Frankreich und dem Maghreb, 
Mailand.

Stéphane Beemelmans, Staats-
sekretär a.D. im Bundesverteidi-
gungsministerium und Ge-
schäftsführer der EUTOP GmbH 
Berlin. 

Moderatorin Frau Kleifges (hinten stehend) sowie vier Vorstandsmit-
glieder. (v.li.n.re.): F. Stiefenhofer, A. Karwat, S. Kohl, A. Körner-Kitz-
berger. Quelle: Christian Wilhelm, Berlin (alle)

Termine

http://www.dfh-ufa.org/de/unternehmen/dialog-mit-der-wirtschaft-2015/dialog-mit-der-wirtschaft/
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